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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß verantwortliche Persönlichkeiten des italieni- 
schen Staatsrundfunks gegenüber deutschen Dienststellen ihre 
Beunruhigung über den zunehmenden Mißbrauch in der Ge- 
staltung von Sendungen für italienische Gastarbeiter in der 
Bundesrepublik zum Ausdruck bringen? 

Es trifft zu, daß der stellvertretende Leiter des für die italie- 
nischsprachigen Gastarbeitersendungen zuständigen Ressorts 
beim italienischen Staatsfernsehen RAI-TV gegenüber der deut- 
schen Botschaft in Rom im Juni d.J. seine Sorge über Mißbrauch 
von über deutsche Sender ausgestrahlten Gastarbeiterpro- 
grammen für in revolutionäre und maoistische Richtung tendie- 
rende Propraganda zum Ausdruck gebracht hatte. Nach den 
seinerzeit unverzüglich getroffenen Feststellungen handelte es 
sich jedoch nicht um eigentliche Gastarbeitersendungen, in de- 
nen vom italienischen Staatsfernsehen produziertes Programm- 
Material zusammengestellt wird, sondern um einen im Juni d.J. 
innerhalb weniger Wochen geklärten und bereinigten Sachver- 
halt beim Hessischen Rundfunk: Diese Rundfunkanstalt stellt 
eine vorwiegend musikalische Unterhaltungssendung für deut- 
sche und italienische Hörer mit dem Titel „Rendez-vous in 
Deutschland - internationale Rhythmen, serviert in sechs Spra- 
chen“ zusammen. Diese Sonntagsmittagsendung war Gegen- 
stand eines Leserbriefes an eine italienische Tageszeitung, in 
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dem ein Italiener aus Frankfurt gegen während dieses Pro- 
gramms gemachte angebliche „maoistische" Propaganda prote- 
stierte. Der Hessische Rundfunk erklärt hierzu, daß der im Mai 
d. J. ausgeschiedene langjährige italienische Mitarbeiter für 
die vorerwähnte Unterhaltungssendung kurzfristig durch einen 
neuen italienischen Journalisten ersetzt werden mußte, um die 
„live" ausgestrahlte Sendung zu moderieren. Dabei habe dieser 
neue Mitarbeiter in den ersten Sendungen einige Beiträge mit 
einer sozialkritischen Note hineingebracht, die aber keineswegs 
als „maoistisch" bezeichnet werden könnten. Die in dem Leser- 
brief an den „Corriere" enthaltene Kritik an der Sendung ver- 
zerre und übertreibe die Dinge. Der neue Mitarbeiter sei zudem 
unverzüglich gebeten worden, die Sendung ihrem bisherigen 
musikalisch unterhaltenden Charakter entsprechend zu gestal- 
ten. Dies sei seither eingehalten worden. Auch der Rundfunk- 
rat des Hessischen Rundfunks, der in seiner Sitzung am 13. Juli 
1971 den Sachverhalt im einzelnen geprüft habe, halte die Vor- 
würfe für unberechtigt. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mitarbeiter einiger 
deutscher Sender, die für die Zusammenstellung von italieni- 
sche Gastarbeitersendungen zuständig sind, häufig das vom 
Staatsfernsehen in Rom zusammengestellte Programm-Material 
durch revolutionäre und maoistische Propaganda ersetzen? 

3. Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, daß zum Beispiel die 
italienische Regierungspolitik, die Behörden und insbesondere 
die Polizeidienststellen nach allen Regeln der Kunst verhöhnt, 
verspottet und günstigstenfalls herb kritisiert werden und daß 
als Abschluß der Sendungen Lieder der maoistischen und außer- 
parlamentarischen Opposition Italiens abgespielt werden? 

Der Vorwurf trifft nach unseren Feststellungen bei den Rund- 
funkanstalten nicht zu. 

Abgesehen von der in der Antwort zur Frage 1 erwähnten 
musikalischen Unterhaltungssendung des Hessischen Rundfunks 
werden die Rundfunksendungen für ausländische Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Deutschland veranstaltet und verant- 
wortet vom Bayerischen Rundfunk für Griechen und Spanier im 
ganzen Bundesgebiet sowie für Italiener in den Sendegebieten 
München und Stuttgart, vom Westdeutschen Rundfunk für Tür- 
ken und Jugoslawen im ganzen Bundesgebiet sowie für Italie- 
ner in den Sendegebieten Baden-Baden, Köln, Hamburg, Bre- 
men und Frankfurt. Beide Rundfunkanstalten halten es für aus- 
geschlossen, daß das vom Staatsfernsehen in Rom zusammen- 
gestellte Programm-Material durch revolutionäre und maoisti- 
sche Propaganda ersetzt worden sei. Die Zusammenarbeit mit 
dem italienischen Staatsrundfunk sei - das hat der Leiter des 
beim italienischen Staatsfernsehen für italienischsprachige Gast- 
arbeitersendungen zuständigen Ressorts noch in einem Brief an 
die Deutsche Botschaft in Rom vom 16. Juli 1971 bekräftigt - 
sehr zufriedenstellend und absolut loyal. 


Die übrigen Landesrundfunkanstalten haben bestätigt, daß sie 
die Sendungen des Bayerischen Rundfunks und des Westdeut- 
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sehen Rundfunks grundsätzlich en bloc und unverändert über- 
nehmen. 

Auch das Zweite Deutsche Fernsehen hat bestätigt, daß es die 
von den ausländischen Fernsehanstalten für Italiener, Spanier 
oder Jugoslawen übernommenen Gastarbeitersendungen grund- 
sätzlich unverändert überträgt. Eine nachträgliche Umgestal- 
tung, sei es maoistischer oder anderer Art, finde nicht statt. 


4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhindern, 
daß unter den italienischen, aber auch anderen Gastarbeitern 
revolutionäre Propaganda gemacht wird, die die Beziehungen 
der Bundesrepublik zu den jeweiligen Ländern in immer uner- 
träglicherer Weise belastet? 

Nach den getroffenen Feststellungen besteht kein Anlaß zu der 
Annahme, daß unter den italienischen, aber auch anderen aus- 
ländischen Arbeitnehmern in der Bundesrepublik Deutschland 
durch Rundfunksendungen revolutionäre Propaganda gemacht 
wird, die unsere Beziehungen zu den jeweiligen Ländern uner- 
träglich belastet. Die Bundesregierung wird sich nach wie vor 
möglichst umfassend unterrichten lassen, um eine derartige 
Gefahr rechtzeitig zu erkennen. 

Maßnahmen zur Abwehr und Verhinderung einer Tätigkeit, 
die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesre- 
publik Deutschland, gegen ihre innere Sicherheit oder die öf- 
fentliche Ordnung richtet, sind im Rahmen der Gesetze von den 
Behörden der Bundesländer zu treffen. Soweit eine revolutio- 
näre Propaganda unter ausländischen Arbeitnehmern von Aus- 
ländern, die sich im Bundesgebiet aufhalten, betrieben wird, 
sind insbesondere die Einschränkung oder Untersagung poli- 
tischer Betätigung (§ 6 Abs. 2 des Ausländergesetzes) und ggf. 
die Anweisung (§ 10 AuslG) in Betracht zu ziehen. 

Im Bereich des Rundfunks würde die Bundesregierung ggf. 
unter Beachtung der verfassungsrechtlichen und rundfunkrecht- 
lichen Zuständigkeiten zunächst die Intendanten und, in Ange- 
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung, auch die Rundfunk- 
bzw. Fernsehräte der in Betracht kommenden Rundfunkan- 
stalten informieren, damit diese Rundfunkorgane im Rahmen 
der ihnen durch Gesetz auferlegten Programmverantwortung 
die Angelegenheit prüfen und ggf. das Erforderliche veranlas- 
sen. Gleichzeitig würde die Bundesregierung je nach Sachlage 
Gelegenheit nehmen, die Ministerpräsidenten der Länder, denen 
nach dem Grundgesetz die Gesetzgebungskompetenz für die 
Regelung der Veranstalter und der Veranstaltung von Rund- 
funksendungen obliegt, auf die Angelegenheit anzusprechen. 

Vor allem aber ist die Bundesregierung bestrebt, die Betreuung 
der ausländischen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit zu koordinieren. Zu dieser Betreuung 
gehört die sachliche Information der ausländischen Arbeitneh- 
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iner, um ihnen das Einleben in der Bundesrepublik Deutschland 
zu erleichtern und sie mit den politischen Verhältnissen ver- 
traut zu machen. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat vor kurzem eine besondere Arbeitsgruppe „Auslän- 
dische Arbeitnehmer" gebildet, die sich auch der publizistischen 
Betreuung dieser Arbeitnehmer annehmen wird. Er wird hier- 
bei unterstützt durch einen besonderen Ausschuß, dem Vertre- 
ter der Länder, der Sozialpartner und der Betreuungsorganisa- 
tionen angehören. 

Genscher 
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